
44 C 434/18 

Verkündet am 
[I durch Zustellung (§ 310 111 ZPO) 

als Urkundsbeamtin/er der 
Geschäftsstelle 

In dem Rechtsstreit 

Beglaubigte Abschrift 

Amtsgericht Ahrensburg 

Urteil 

Im Namen des Volkes 

Lorraine Media GmbH, vertreten durch d. Geschäftsführerin ••••• Hauptstraße 117, 
10827 Berlin 

- Klägerin-

Prozessbevoll mächtigter: 

-
gegen 

- Beklagter -

wegen Anzeigen in Zeitungen 

hat das Amtsgericht Ahrensburg durch den Richter _am 01.08.2018 ohne mündliche Ver­

handlung gemäß § 495a ZPO für Recht erkannt: 

Der Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin 598,50 € nebst Zinsen hieraus in Höhe von 5 

Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit 01.06.2017 zu zahlen. 

Der Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin 40,00 € zu zahlen. 

Der Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen. 

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 
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Beschluss 

Der Streitwert wird auf 598,50 € festgesetzt. 

(abgekürzt nach § 313a Abs. 1 ZPO) 

Entscheidungsgründe 

Die Klage ist zulässig und begründet. 

Die Hauptforderung folgt aus § 611 Abs. 1 BGB. 

Die Forderung ist nicht nach § 138 Abs. 1 BGB als sog. wucherähnliches Rechtsgeschäft nichtig, 

da der Beklagte als insoweit darlegungs- und beweisbelastete Partei nicht darlegte, dass ein be­

sonders grobes Missverhältnis zwischen Leistung und Gegenleistung im Vergleich zu den 

marktüblichen Vergütungssätzen in der Modelbranche besteht (vgl. MüKo/Armbrüster, BGB, 

7. Auflage (2015), § 138, Rn. 114). Dies ist auch nicht für das Gericht erkennbar, da nicht nur Bil­

der gefertigt wurden, sondern dem Beklagten auch die Möglichkeit zur Veröffentlichung seines 

Profils verschafft wurde. 

Ob diese Möglichkeit aus Sicht des Beklagten oder auch aus Sicht des Gerichts den Preis wert 

ist, ist nicht entscheidungserheblich und kann nicht zur Annahme einer Sittenwidrigkeit nach 

§ 138 Abs. 1 BGB führen. Bei bestehender Vertragsfreiheit ist es einem jeden unbenommen, 

auch wirtschaftlich (stark) nachteilige bzw. sinnlose Verträge einzugehen. Eine Nichtigkeit nach 

§ 138 Abs. 1 BGB ist vor dem Hintergrund der Privatautonomie ein (absoluter) Ausnahmefall. 

Die Nebenforderung folgt aus § 288 Abs. 5 S. 1 BGB. 

Die Zinsforderung folgt aus §§ 288 Abs. 1, 2, 286 Abs. 1, 2 Nr. 1 BGB. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 Abs. 1 S. 1 ZPO. 

Die Entscheidung zur vorläufigen Vollstreckbarkeit folgt aus § 713 ZPO. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
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Gegen die Entscheidung kann das Rechtsmittel der Berufung eingelegt werden. Die Berufung ist nur zuläs­
sig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 600 Euro übersteigt oder das Gericht des ersten Rechtszu­
ges die Berufung im Urteil zugelassen hat. 

Die Berufung ist binnen einer Notfrist von einem Monat bei dem 

einzulegen. 

Landgericht Lübeck 
Schwartauer Landstraße 9-11 
23554 Lübeck 

Die Frist beginnt mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung, spätestens mit Ablauf von fünf Monaten 
nach der Verkündung der Entscheidung. 

Die Berufung muss mit Schriftsatz durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt eingelegt werden. Die 
Berufungsschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung und die Erklärung enthalten, dass 
Berufung eingelegt werde. 

Die Berufung muss binnen zwei Monaten mit Anwaltsschriftsatz begründet werden. Auch diese Frist beginnt 
mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung. 

Gegen die Entscheidung, mit der der Streitwert festgesetzt worden ist, kann Beschwerde eingelegt werden, 
wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200 Euro übersteigt oder das Gericht die Beschwerde zugelas­
sen hat. 

Die Beschwerde ist binnen sechs Monaten bei dem 

einzulegen. 

Amtsgericht Ahrensburg 
Königstraße 11 
22926 Ahrensburg 

Die Frist beginnt mit Eintreten der Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder der anderweitigen 
Erledigung des Verfahrens. Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf der sechsmonatigen Frist 
festgesetzt worden, kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mit­
teilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. Im Fall der formlosen Mitteilung gilt der Beschluss 
mit dem dritten Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt gemacht. 

Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle des genann­
ten Gerichts. Sie kann auch vor der Geschäftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklärt werden; die Frist 
ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genannten Gericht eingeht. Eine anwalt­
liche Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben. 

Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine einfache E-Mail genügt 
den gesetzlichen Anforderungen nicht. 

Das elektronische Dokument muss 
mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder 
von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden. 

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Per­
son versehen ist, darf wie folgt übermittelt werden: 

auf einem sicheren Übermittlungsweg oder 
an das für den Empfang elektronischer Dokumente eingerichtete Elektronische Gerichts- und Verwal-
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tungspostfach (EGVP) des Gerichts. 

Wegen der sicheren Übermittlungswege wird auf § 130a Absatz 4 der Zivilprozessordnung verwiesen. Hin­
sichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den Gerichten wird auf die 
Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das be­
sondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERW) in der jeweils 
geltenden Fassung sowie auf die Internetseite www.justiz.de verwiesen. 

-Richter 

Beglaubigt 


